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essengruppen die Möglichkeit zu prüfen, in diesem Sekretariat 
nach Bedarf Personal aus diesen Interessengruppen einzuset-
zen, und ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Vorberei-
tungsausschuss auf seiner wiederaufgenommenen Organisa-
tionstagung im Einklang mit den Regeln und Verfahren der 
Vereinten Nationen diesbezüglich Vorschläge vorzulegen; 

 18. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer fünfundfünzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution sowie über die gesamten Ar-
beiten Bericht zu erstatten, die im Hinblick auf die internatio-
nale zwischenstaatliche Prüfung auf hoher Ebene der Frage der 
Entwicklungsfinanzierung durchgeführt wurden; 

 19. beschließt, den Punkt "Internationale zwischenstaat-
liche Prüfung auf hoher Ebene der Frage der Entwicklungsfi-
nanzierung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer fünfundfünf-
zigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/197 

Auf der 87. Plenarsitzung am 22. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Ab-
stimmung mit 155 Stimmen bei einer Gegenstimme und keiner Enthaltung3 verab-
schiedet, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/585/Add.2) 

54/197. Errichtung eines stabilen internationalen Finanz-
systems, das den Herausforderungen auf dem Ge-
biet der Entwicklung, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, Rechnung trägt 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 53/172 vom 15. Dezember 
1998 über die Finanzkrise und ihre Auswirkungen auf das 
Wachstum und die Entwicklung, insbesondere in den Entwick-
lungsländern, 

 Kenntnis nehmend von der Regionaltagung auf hoher Ebene 
über das Thema "Errichtung eines stabilen und berechenbaren 
internationalen Finanzsystems und seine Beziehung zur sozia-
len Entwicklung", die vom 5. bis 7. September 1999 in Mexi-
ko-Stadt in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika und die Karibik als Beitrag zu dem von der 
Generalversammlung in ihrer Resolution 53/172 eingeleiteten 
Prozess veranstaltet wurde, 

 in der Erkenntnis, dass die wachsende Globalisierung der 
Finanzmärkte und der Kapitalströme die Regierungen, die mul-
tilateralen Finanzinstitutionen und die internationale Gemein-
schaft als Ganzes vor neue Herausforderungen gestellt und ih-
nen neue Chancen für die Beschaffung angemessener und stabi-
lerer Ressourcen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwick-
lung und des gesellschaftlichen Wohles eröffnet hat, 

 unterstreichend, wie wichtig es ist, dass ausreichende Fi-
nanzmittel zu Gunsten der Entwicklung aller Länder, insbeson-
dere der Entwicklungsländer, bereitgestellt werden, unter ande-
rem durch öffentliche und private Finanzströme, internationa-

 
3 Einzelheiten siehe Anhang II. 

len Handel, öffentliche Entwicklungshilfe und finanzielle Un-
terstützung in ausreichender Höhe für die Schuldenerleichte-
rung, insbesondere die Vereinbarung über einen Gesamt-
finanzierungsplan für die verstärkte Schuldeninitiative für die 
hochverschuldeten armen Länder, sowie durch die Mobilisie-
rung innerstaatlicher Ressourcen, und dass die umfassende und 
integrierte Behandlung dieser Fragen im Rahmen des Dialogs 
und der Zusammenarbeit zwischen dem System der Vereinten 
Nationen und den Bretton-Woods-Institutionen fortgeführt 
wird, 

 zutiefst besorgt über die allgemein rückläufige Tendenz bei 
der öffentlichen Entwicklungshilfe, die eine bedeutsame aus-
ländische Quelle der Entwicklungsfinanzierung und ein wichti-
ges Mittel zur Unterstützung der Bemühungen ist, die die Ent-
wicklungsländer, insbesondere die am wenigsten entwickelten 
Länder, unternehmen, um ein förderliches Umfeld für die Be-
seitigung der Armut und die Befriedigung der grundlegenden 
sozialen Bedürfnisse zu schaffen, insbesondere dort, wo die 
privaten Kapitalströme entweder nicht ausreichen oder nicht 
hinfließen, 

 betonend, wie wichtig es ist, für das Problem der Entwick-
lungsländer, ihren Auslandsschulden- und Schuldendienstver-
pflichtungen nachzukommen, eine dauerhafte Lösung zu fin-
den, um dadurch Mittel für die Finanzierung ihrer Entwick-
lungsanstrengungen freizusetzen, in diesem Zusammenhang die 
im Juni 1999 eingeleitete Kölner Schuldeninitiative sowie die 
jüngsten Beschlüsse des Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank über die verstärkte Schuldeninitiative für die 
hochverschuldeten armen Länder begrüßend, die eine tiefgrei-
fendere, breiter angelegte und zügigere Schuldenerleichterung 
ermöglichen sollen, und in dieser Hinsicht betonend, dass eine 
faire, ausgewogene und transparente Lastenteilung zwischen 
den internationalen öffentlichen Gläubigern und anderen Ge-
berländern erreicht werden muss, 

 Kenntnis nehmend von der Einrichtung von Kreditlinien für 
Notfälle durch den Internationalen Währungsfonds und den 
Bemühungen, in einigen Regionen regionale Reserven aufzu-
bauen beziehungsweise zu verstärken, 

 darauf hinweisend, dass künftige multilaterale Handelsver-
handlungen unter anderem dazu führen müssen, dass der 
Marktzugang für die Güter und Dienstleistungen verbessert 
wird, die für die Entwicklungsländer, insbesondere die am we-
nigsten entwickelten Länder, im Hinblick auf die Ausfuhr von 
Interesse sind, da der Handel eine wichtige Quelle finanzieller 
Mittel für ihre Entwicklungsanstrengungen darstellt, 

 in Anbetracht dessen, dass die Vorteile der zunehmenden 
Integration der Weltmärkte allen Staaten und Völkern zugute 
kommen müssen, vor allem den Entwicklungsländern und ins-
besondere den am wenigsten entwickelten unter ihnen, feststel-
lend, dass zwar eine Reihe von Entwicklungsländern in der La-
ge gewesen sind, sich die Globalisierung des Finanzwesens zu-
nutze zu machen, dass jedoch nicht alle unter ihnen, vor allem 
nicht die am wenigsten entwickelten Länder, von diesen Fi-
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nanzströmen profitiert haben, weil sie an ihnen vorbeigingen, 
für ihren Bedarf nicht ausreichend oder zu konzentriert waren, 
und daher feststellend, dass die privaten Kapitalzuflüsse ver-
stärkt und gleichzeitig die Schwankungsrisiken verringert und 
der Zugang der Entwicklungsländer zu diesem Kapital erwei-
tert werden müssen, 

 feststellend, dass ordnungspolitische Rahmenvorschriften 
im Finanzbereich wünschenswert wären, damit die Kapitalmo-
bilität den Entwicklungsländern nutzt anstatt ihre Entwick-
lungsanstrengungen zu untergraben, und insbesondere feststel-
lend, dass kurzfristige spekulative Kapitalströme wegen ihrer 
starken Schwankungsanfälligkeit häufig negative Auswirkun-
gen auf die langfristigen Ziele der Entwicklungsländer haben 
können, 

 bedauernd, dass die jüngsten Finanzkrisen das Wirt-
schaftswachstum vieler Entwicklungsländer und anderer betrof-
fener Länder erheblich verlangsamt und sich negativ auf die 
soziale Entwicklung ausgewirkt haben, wobei die schwächeren 
Gesellschaftsgruppen am schwersten getroffen wurden, in die-
sem Zusammenhang feststellend, dass zwar einige der sichtbar-
sten Auswirkungen der Krisen in manchen Regionen und Sek-
toren nach und nach überwunden werden, dass jedoch weiter-
hin ein breites Spektrum von Reformen unternommen werden 
muss, um das internationale Finanzsystem zu stärken und wirt-
schaftliche und rechtliche Rahmenvorschriften zu schaffen und 
anzuwenden, und gleichzeitig bekräftigend, dass die einzelnen 
Volkswirtschaften weiterhin Anstrengungen unternehmen müs-
sen, um eine Wiederholung solcher Krisen zu vermeiden, 

 in der Erkenntnis, dass die jüngsten Finanzkrisen die 
Schwachstellen des internationalen Finanzsystems aufgedeckt 
haben, und betonend, dass die dringende Notwendigkeit be-
steht, auch weiterhin ein breites Spektrum von Reformen 
durchzuführen, um das internationale Finanzsystem zu stärken, 
zu stabilisieren und es so in die Lage zu versetzen, den neuen 
Herausforderungen auf dem Gebiet der Entwicklung im Rah-
men der weltweiten finanziellen Integration wirksamer und 
rechtzeitig zu begegnen, 

 betonend, dass die Vereinten Nationen in Wahrnehmung ih-
rer Aufgabe der Entwicklungsförderung, insbesondere zu Gun-
sten der Entwicklungsländer, eine wichtige Rolle bei den An-
strengungen spielen, die die internationale Gemeinschaft unter-
nimmt, um den erforderlichen internationalen Konsens über die 
Fortführung eines breiten Spektrums von Reformen herbeizu-
führen, die das internationale Finanzsystem stärken und stabili-
sieren, damit es den Herausforderungen auf dem Gebiet der 
Entwicklung, insbesondere in den Entwicklungsländern, besser 
begegnen und wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit in der 
Weltwirtschaft fördern kann, 

 1. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs4, der Mitteilung der Handels- und Entwick-

 
4 A/54/471. 

lungskonferenz der Vereinten Nationen5 über die Finanzkrise 
und ihre Auswirkungen auf Wachstum und Entwicklung, vor 
allem in den Entwicklungsländern, dem Bericht des Arbeits-
stabs des Exekutivausschusses für wirtschaftliche und soziale 
Angelegenheiten des Sekretariats der Vereinten Nationen mit 
dem Titel "Towards a new international financial architecture" 
(Auf dem Weg zu einer neuen internationalen Finanzarchitek-
tur)6, dem World Economic and Social Survey, 1999 (Welt-
Wirtschafts- und Sozialüberblick 1999)7 und dem Trade and 
Development Report, 1999 (Handels- und Entwicklungsbericht 
1999)8; 

 2. betont die Notwendigkeit, erneut Anstrengungen auf 
nationaler, regionaler und internationaler Ebene zur Förderung 
der internationalen Finanzstabilität zu unternehmen und zu die-
sem Zweck die Frühwarn-, Verhütungs- und Eingreifkapazitä-
ten zu verbessern, damit aufkommende und sich ausbreitende 
Finanzkrisen rechtzeitig bewältigt werden können, und dabei 
eine umfassende und langfristige Sichtweise einzunehmen und 
gleichzeitig den Herausforderungen auf dem Gebiet der Ent-
wicklung und dem Schutz der schwächsten Länder und sozialen 
Gruppen Rechnung zu tragen; 

 3. betont, wie wichtig es ist, mittels energischer Koope-
rationsbemühungen seitens aller Länder und Institutionen zur 
Förderung der weltwirtschaftlichen Entwicklung ein förderli-
ches internationales Umfeld zu schaffen, und fordert zu diesem 
Zweck alle Länder, insbesondere die führenden Industrieländer, 
die einen maßgeblichen Einfluss auf das Wachstum der Welt-
wirtschaft haben, auf, koordinierte Politiken zu beschließen 
und zu verfolgen, die das Wachstum der Weltwirtschaft und die 
internationale Finanzstabilität sowie ein günstiges außenwirt-
schaftliches Klima für eine weitreichende wirtschaftliche Ge-
sundung, namentlich die vollständige Gesundung der von der 
Krise betroffenen Länder, fördern; 

 4. erkennt an, wie wichtig die internationale Finanzstabi-
lität ist, und bittet in diesem Zusammenhang die entwickelten 
Länder, insbesondere die führenden Industrieländer, bei der 
Ausarbeitung ihrer makroökonomischen Politiken die vorran-
gige Bedeutung des Wachstums und der Entwicklung, insbe-
sondere der Entwicklungsländer, zu berücksichtigen; 

 5. betont, wie wichtig es ist, auf innerstaatlicher Ebene 
über starke Institutionen zu verfügen, die das Wachstum und 
die Entwicklung unter anderem durch eine solide makroöko-
nomische Politik und eine Politik zur Stärkung der ordnungs- 
und aufsichtsrechtlichen Systeme des Finanz- und Bankensek-
tors fördern, so auch durch angemessene institutionelle Rege-
lungen in den Herkunfts- sowie den Zielländern internationaler 
Kapitalströme; 

 6. erkennt an, wie wichtig es ist, das Wachstum der am 
wenigsten entwickelten Länder, die nach wie vor die ärmsten 
 
5 A/54/512/Add.1. 
6 Siehe www.un.org/esa/coordination/ecesa/eces99-1.htm. 
7 Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.99.II.C.1 
8 Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.99.II.D.1. 
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und schwächsten Mitglieder der internationalen Gemeinschaft 
sind, zu beschleunigen und ihre Entwicklungsaussichten voran-
zubringen, und fordert die Entwicklungspartner auf, sich auch 
weiterhin um die Anhebung der öffentlichen Entwicklungshilfe, 
um höhere Schuldenerleichterungen, verbesserten Zugang zu 
den Märkten und umfangreichere Zahlungsbilanzhilfen zu be-
mühen; 

 7. betont, dass in den geeigneten Institutionen und Foren, 
unter anderem auf regionaler und subregionaler Ebene, ein an-
haltender und konstruktiver Dialog zwischen den entwickelten 
Ländern und den Entwicklungsländern über die weiterhin not-
wendige Zusammenarbeit der internationalen Gemeinschaft bei 
der Ausarbeitung von Ansätzen zur Förderung der Finanzstabi-
lität und über die Fragen im Zusammenhang mit der Stärkung 
und der Reform des internationalen Finanzsystems geführt 
werden muss, und weist in diesem Zusammenhang erneut auf 
die Notwendigkeit hin, die Mitwirkung der Entwicklungsländer 
an den internationalen wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen 
auszuweiten und zu verstärken, um effizientere internationale 
Finanzinstitutionen und -abmachungen zu fördern, die eine 
wirksame Vertretung aller maßgeblichen Interessen ermögli-
chen; 

 8. befürwortet die Vertiefung des Dialogs zwischen dem 
Wirtschafts- und Sozialrat und den Bretton-Woods-Insti-
tutionen mit dem Ziel, das breite Spektrum der erforderlichen 
Reformen in einem internationalen Finanzsystem zu fördern, 
das die weltweiten Interessen der internationalen Gemeinschaft 
widerspiegelt, und empfiehlt in diesem Zusammenhang, dass 
sie auf ihrer nächsten Tagung auf hoher Ebene vorrangig die 
erforderlichen Modalitäten zur Stärkung und Stabilisierung ei-
nes internationalen Finanzsystems prüfen, das in der Lage ist, 
den Herausforderungen auf dem Gebiet der Entwicklung, ins-
besondere in den Entwicklungsländern, besser zu begegnen und 
die wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit in der Weltwirt-
schaft zu fördern; 

 9. betont, dass die internationalen Finanzinstitutionen bei 
der Abgabe grundsatzpolitischer Ratschläge und bei der Unter-
stützung von Anpassungsprogrammen sicherstellen sollen, dass 
sie den besonderen Gegebenheiten der betroffenen Länder und 
den besonderen Bedürfnissen der Entwicklungsländer Rech-
nung tragen und auf das bestmögliche Ergebnis im Hinblick auf 
Wachstum und Entwicklung, einschließlich der Beseitigung der 
Armut, hinwirken, unter anderem durch den Schutz der effekti-
ven Sozialausgaben, die von jedem Land im Einklang mit sei-
nen nationalen Strategien zu Gunsten der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung festgelegt werden; 

 10. unterstreicht die Notwendigkeit, die Rolle der interna-
tionalen, regionalen und subregionalen Finanzinstitutionen im 
Hinblick auf die Verhütung, das Management und die rasche 
und wirksame Beilegung internationaler Finanzkrisen genauer 
festzulegen und ihre diesbezüglichen Kapazitäten zu ver-
bessern, befürwortet die Anstrengungen zur Verstärkung der 
stabilisierenden Rolle, die die regionalen und subregionalen 
Finanzinstitutionen und -abmachungen bei der Behandlung 

monetärer und finanzieller Fragen spielen, im Einklang mit 
dem Mandat der jeweiligen Institution, und ersucht die Regio-
nalkommissionen, der Generalversammlung auf ihrer fünfund-
fünfzigsten Tagung im Rahmen ihrer regelmäßigen Berichte an 
den Wirtschafts- und Sozialrat ihre Auffassungen zu dieser 
Frage zu unterbreiten; 

 11. betont, dass weitere Frühwarnkapazitäten und -moda-
litäten entwickelt werden müssen, um drohende Finanzkrisen 
zu verhüten oder gegebenenfalls rechtzeitig gegen sie vorzuge-
hen, und legt dem Internationalen Währungsfonds und anderen 
zuständigen internationalen und regionalen Institutionen in die-
ser Hinsicht nahe, auch künftig Anstrengungen zur Unterstüt-
zung dieses Prozesses zu unternehmen; 

 12. unterstreicht die Notwendigkeit einer Stärkung der 
weltweiten Finanzstabilität, unter anderem durch die Ausstat-
tung der internationalen Finanzinstitutionen, insbesondere des 
Internationalen Währungsfonds, mit ausreichenden Mitteln, 
damit sie Ländern, die in Finanzkrisen geraten, rechtzeitig Not-
standskredite gewähren können; 

 13. betont, dass die Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
geordnet, stufenweise und in schlüssiger Abfolge vonstatten 
gehen und mit der Stärkung der Fähigkeit der Länder einherge-
hen muss, die Folgen dieser Liberalisierung zu tragen, unter-
streicht die maßgebliche Bedeutung solider innerstaatlicher Fi-
nanzsysteme und eines wirksamen, auf Risikovorsorge bedach-
ten Aufsichtsregimes, bittet den Internationalen Währungs-
fonds, die Weltbank und die zuständigen internationalen Auf-
sichtsorgane, zu diesem Prozess beizutragen, und erkennt in 
diesem Zusammenhang die Autonomie aller Länder bei der 
Regelung des Kapitalverkehrs im Einklang mit ihren nationalen 
Prioritäten und Bedürfnissen an; 

 14. bekräftigt die Notwendigkeit, die internationalen und 
die einzelstaatlichen Finanzsysteme durch eine wirksamere, auf 
nationaler, regionaler und internationaler Ebene stattfindende 
Überwachung des öffentlichen und des Privatsektors zu stär-
ken, die nach Bedarf unter anderem auf der Verbesserung der 
Verfügbarkeit und der Transparenz von Informationen beruht, 
sowie durch mögliche zusätzliche Aufsichts- und freiwillige 
Offenlegungsmaßnahmen hinsichtlich der Finanzmarktteilneh-
mer, einschließlich der internationalen institutionellen Anleger, 
insbesondere wenn es um Transaktionen mit hohem Ver-
schuldungsgrad geht, und bekräftigt in diesem Zusammenhang 
außerdem, wie wichtig es ist, in den maßgeblichen Foren wei-
terhin Fragen im Zusammenhang mit Überwachung, Transpa-
renz und Offenlegung, Ordnungspolitik und Aufsicht zu behan-
deln; 

 15. betont, wie wichtig es ist, die Zusammenarbeit zwi-
schen der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds 
in bestimmten Bereichen, in denen es der Zusammenarbeit be-
darf, wie beispielsweise im Finanzsektor, unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Mandate der beiden Institutionen zu ver-
stärken, und betont außerdem, dass die mit der Bewältigung 
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von Finanzkrisen befassten Institutionen das allgemeine Ziel 
der Erleichterung der langfristigen Entwicklung im Auge behal-
ten müssen; 

 16. fordert die Wiederaufnahme nationaler, regionaler 
und internationaler Anstrengungen zur Förderung einer stärke-
ren Einbeziehung des Privatsektors in die Verhütung und       
Überwindung von Finanzkrisen, unterstreicht in diesem Zu-
sammenhang, wie wichtig es ist, die Anpassungskosten in aus-
gewogenerer Weise auf den öffentlichen und den Privatsektor 
und zwischen Schuldnern, Gläubigern und Anlegern zu vertei-
len, und ersucht die Handels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen, die Generalversammlung auf ihrer fünf-
undfünfzigsten Tagung über die von ihr zu dieser Frage unter-
nommenen Arbeiten zu informieren; 

 17. fordert die internationale Gemeinschaft erneut auf, 
weiterhin Anstrengungen auf nationaler, regionaler und interna-
tionaler Ebene zu unternehmen, um die negativen Auswirkun-
gen übermäßiger Schwankungen der weltweiten Finanzströme 
so weit wie möglich verringern zu helfen, weist in diesem Zu-
sammenhang erneut auf die Notwendigkeit hin, die Schaffung 
eines ordnungspolitischen Rahmens für den kurzfristigen Kapi-
talverkehr und den Devisenhandel zu erwägen, und bittet den 
Internationalen Währungsfonds und die zuständigen ordnungs-
politischen Organe, zu diesem Prozess beizutragen; 

 18. betont, wie wichtig es ist, dass Organisationen des 
Privatsektors bei der Bewertung hoheitlicher Länderrisiken 
nach objektiven und transparenten Parametern vorgehen, und 
bittet in dieser Hinsicht die zuständigen nationalen, regionalen 
und internationalen ordnungspolitischen Organe, zur Ausarbei-
tung angemessener Normen beizutragen, um sicherzustellen, 
dass die Risikobewertungsorganisationen rechtzeitig und re-
gelmäßig vollständige und genaue Informationen bereitstellen; 

 19. befürwortet es, dass die Weltbank und die regionalen 
Entwicklungsbanken weiterhin Anstrengungen unternehmen, 
um den Regierungen bei der Bewältigung der sozialen Folgen 
der Krisen behilflich zu sein, namentlich indem sie das soziale 
Netz in den Entwicklungsländern, insbesondere für die 
schwächsten Bevölkerungsgruppen, verbessern, ohne die lang-
fristigen Entwicklungsziele aus den Augen zu verlieren; 

 20. ersucht den Generalsekretär, unter anderem durch Zu-
sammenarbeit mit den Regionalkommissionen und mit regiona-
len und subregionalen Initiativen die zurzeit unternommenen 
Arbeiten zur Benennung von Maßnahmen zu unterstützen, die 
zu einem stabileren und berechenbareren Finanzsystem beitra-
gen sollen, das den Herausforderungen der Entwicklung, insbe-
sondere der Entwicklungsländer, Rechnung trägt, und ersucht 
in dieser Hinsicht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung die Ergebnisse dieser 
Arbeiten vorzulegen; 

 21. ersucht den Generalsekretär außerdem, in enger Zu-
sammenarbeit mit allen zuständigen Stellen innerhalb der Ver-
einten Nationen, namentlich der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen und den Regionalkommis-

sionen, im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate und im Benehmen 
mit den Bretton-Woods-Institutionen der Generalversammlung 
auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung unter dem Unterpunkt 
"Entwicklungsfinanzierung, einschließlich des Nettoressour-
centransfers zwischen Entwicklungsländern und entwickelten 
Ländern" einen Bericht über die Durchführung dieser Resolu-
tion vorzulegen, der eine Analyse der gegenwärtigen Trends 
bei den globalen Finanzströmen und Empfehlungen für eine 
Agenda zu Gunsten eines gestärkten und stabileren internatio-
nalen Finanzsystems enthält, das den Wachstums- und 
Entwicklungsprioritäten, vor allem der Entwicklungsländer, 
sowie der Förderung wirtschaftlicher und sozialer Gerechtig-
keit in der Weltwirtschaft Rechnung trägt; 

 22. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung, 
diese Resolution dem Direktorium der Weltbank und dem Exe-
kutivdirektorium des Internationalen Währungsfonds zu über-
mitteln und somit als Beitrag zu ihrer Erörterung der darin an-
geschnittenen Fragen zur Kenntnis zu bringen. 
 

RESOLUTION 54/198 

Auf der 87. Plenarsitzung am 22. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/585/Add.3 und Korr.1) 

54/198. Internationaler Handel und Entwicklung 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 50/95 und 50/98 vom 
20. Dezember 1995, 51/167 vom 16. Dezember 1996, 52/182 
vom 18. Dezember 1997 und 53/170 vom 15. Dezember 1998 
sowie der einschlägigen internationalen Übereinkünfte betref-
fend Handel, Wirtschaftswachstum, Entwicklung und damit zu-
sammenhängende Fragen, 

 sowie in Bekräftigung der Ergebnisse der in Midrand (Süd-
afrika) abgehaltenen neunten Tagung der Handels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen9, die einen wichti-
gen Rahmen für die Förderung einer Partnerschaft für Wach-
stum und Entwicklung darstellen, 

 betonend, dass ein günstiges und förderliches internationa-
les wirtschaftliches und finanzielles Umfeld und ein positives 
Investitionsklima für das Wachstum der Weltwirtschaft, na-
mentlich auch die Schaffung von Arbeitsplätzen, und insbeson-
dere für das Wachstum und die Entwicklung der Entwicklungs-
länder erforderlich sind, und außerdem betonend, dass jedes 
Land für seine eigene Wirtschaftspolitik zu Gunsten einer 
nachhaltigen Entwicklung verantwortlich ist, 

 in Anbetracht der Notwendigkeit einer Liberalisierung des 
multilateralen Handels, sowie feststellend, dass viele Entwick-
lungsländer die Rechte und Pflichten der Welthandelsorganisa-
tion übernommen haben, ohne die Vorteile des multilateralen 

 
9 Proceedings of the United Nations Conference on Trade and Development, 
Ninth Session, Midrand, South Africa, 27 April-11 May 1996, Report and An-
nexes (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.II.D.4), Erster 
Teil, Abschnitt A. 




